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BP „Wohnquartier Seefelder Gärten“ 

Gegenüberstellung der Vorgaben aus den Beschlüsse Bv/263/2017 +  Bv/364/2019 und 

 dem städtebaulichen Konzept / B-Plan-Vorentwurf i.d.F. Juli 2021 

Vorgaben der Beschlüsse  

Bv/263/2017 und  Bv/364/2019 

Städtebauliches Konzept / B-Plan 
Juli 2021 

Mehrfamilienhausbebauung 

Die Schaffung von sozialverträglichem Wohnraum ist 

eine Bedingung für die Entwicklung der Fläche. Auf 

etwa 20 % der verkauften Grundstücksfläche (ca. 

4.800 m² Bruttofläche) sollen Mehrfamilienhäuser 

mit Mietwohnungen entstehen.  

Es sind mindestens 15 Wohnungen für 2- 5 Perso-

nenhaushalte vorzusehen, die sich an den "Ange-

messenheitskriterien für Wohnraum im Landkreis 

Barnim" orientieren. 

 

Keine Abweichung bzw. Übererfüllung der Forde-
rung 

Das städtebauliche Konzept sieht sogar rd. 30% der 

verkauften Grundstücksfläche (ca. 7.000 m² Grund-

stücksfläche) für Mehrfamilienhäuser vor.  

Der B-Plan-Vorentwurf setzt rd. 8.000m² Wohnbau-

fläche für die Mehrfamilienhausbebauung fest. Der 

Unterschied zum städtebaulichen Konzept erklärt 

sich aus der Einbeziehung der Sammelstellplatzanla-

gen östlich der MFH in die Wohngebietsfläche.  

Die Absicherung von mindestens 15 Wohnungen für 

2- 5 Personenhaushalte, die sich an den "Angemes-

senheitskriterien für Wohnraum im Landkreis Bar-

nim" orientieren, kann nicht über die Festsetzungen 

des B-Plans erfolgen. Dies muss über den städtebau-

lichen Vertrag zum B-Plan geregelt werden.  

 

Auf der Fläche mit Mehrfamilienhäusern sollen maxi-

mal 5 Baukörper errichtet werden, die Wohnungen 

für 2-5 Personenhaushalte anbieten.  

(Hinweis: Da keine Vorgaben zur Maximalgröße der 

Mehrfamilienhäuser getroffen werden, könnten hier 

auch sehr große Baukörper entstehen.) 

Abweichung 

Das städtebauliche Konzept sieht 7 Mehrfamilien-

häuser vor. Für Mehrfamilienhäuser handelt es sich 

dabei jedoch um eher kleinere Baukörper. Zu den 

Wohnungsgrößen trifft das städtebauliche Konzept 

noch keine Aussagen.   

Die Anzahl der Mehrfamilienhäuser kann im B-Plan 

nicht unmittelbar festgesetzt werden. Eine solche 

Regelung ist jedoch über den städtebaulichen Ver-

trag zum B-Plan möglich. Auf die Festsetzung einzel-

ner Baufelder für jedes Wohngebäude wurde be-

wusst verzichtet, da dies den Spielraum für Konkreti-

sierungen und Änderungen im anschließenden Bau-

genehmigungsverfahren erheblich einschränken 

würde. Die Wohnungsgrößen können ebenfalls nicht 

über den B-Plan sondern müssten über den städte-

baulichen Vertrag geregelt werden.   

 

Auf den Grundstücken mit den Mehrfamilienhäusern 

ist eine Grundflächenzahl von 0,3 einzuhalten  

Abweichung 

Die Grundflächen der Mehrfamilienhäuser des städ-

tebaulichen Konzeptes entsprechen einer Grundflä-

chenzahl (GRZ) von rd. 0,35. Im B-Plan wird eine GRZ 

von 0,4 festgesetzt, da neben den Gebäudegrundflä-

chen auch potentielle an das Gebäude anschließen-

den Terrassen auf die GRZ I anzurechnen sind. 

Eine Ausnahme bildet das an den Quartierspark an-

grenzende Wohngebäude. Die hier festgesetzte GRZ 

von 0,5 erklärt sich aus der Festsetzung der angren-
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zenden Freiflächen als öffentliche Grünfläche, die so-

mit bei der Berechnung der GRZ unberücksichtigt 

bleiben müssen. Bei einer Anrechnung der Fläche 

ergäbe sich eine GRZ von 0,25.    

 

Die Mehrfamilienhäuser mit Mietwohnungen dürfen 

maximal 3 Vollgeschosse aufweisen, wobei das  

3. Geschoss im Dachgeschoss angeordnet wird, das 

geneigte Dachflächen aufweisen muss.  

 

Teilweise Abweichung bei Vollgeschosszahl, Abwei-
chung bei Ausführung des obersten Vollgeschosses 

Das städtebauliche Konzept sieht fast vollständig 

Mehrfamilienhäuser mit zwei Normalgeschossen 

plus Staffelgeschoss vor. Einzige Ausnahme bilden 

die beiden östlichsten Mehrfamilienhäuser. Hier sind 

zur Betonung der Eingangssituation ins Plangebiet 

ein zusätzliches Geschoss, d.h. drei Normalgeschosse 

plus Dachgeschoss oder Staffelgeschoss, geplant.  

Da Dachgeschosse bzw. Staffelgeschoss nach Bran-

denburgischer Bauordnung als Vollgeschosse zählen, 

werden somit im B-Plan-Vorentwurf 3 und für die 

beiden östlichsten Gebäude 4 Vollgeschosse als 

Höchstmaß festgesetzt. Der Bebauungsplan ermög-

licht sowohl eine Gestaltung des obersten Vollge-

schosses als Dachgeschoss als auch als Staffelge-

schoss. Staffelgeschosse können hinsichtlich der 

wahrnehmbaren Trauf-/Gebäudehöhe einen ver-

gleichbaren Effekt erzielen wie klassische geneigte 

Dächer (z.B. Satteldach).    

 

Frei vermarktbare Fläche  

Auf der frei vermarktbaren Fläche sind nur Einfami-

lien- und Doppelhäuser zulässig. Reihenhäuser sind 

unzulässig. 

Keine Abweichung 

Das städtebauliche Konzept sieht auf der frei ver-

marktbaren Fläche ausschließlich Einfamilien- und 

Doppelhäuser vor. Der B-Plan-Vorentwurf setzt für 

die Flächen abweichende Bauweisen (a2 und a3) 

fest, die entweder ausschließlich freistehende Einfa-

milienhäuser oder freistehende Einfamilienhäuser 

und Doppelhäuser zulassen.  

 

Dabei ist die Grundstücksgröße für Einfamilienhäu-

ser mit mindestens 600 m² und für die Doppelhaus-

hälften mit mindestens 500 m². (entspricht einer 

Grundstücksgröße für beide Doppelhaushälften von 

1.000 m²)  

 

Abweichung 

Das städtebauliche Konzept sieht Grundstücksgrö-

ßen für freistehende Einfamilienhäuser von 430 m² 

bis 570 m² vor. Die Grundstücksgrößen für Doppel-

häuser (beide Doppelhaushälften zusammen) liegen 

zwischen 420 m² bis 520 m². 

Im B-Plan-Vorentwurf ist noch keine Festsetzung ei-

ner Mindestgrundstücksgröße erfolgt. Dies soll erst 

nach Vorlage des noch zu erarbeitenden Entwässe-

rungskonzepts und Abstimmung mit den politischen 

Gremien erfolgen.  

 

Auf der frei vermarktbaren Fläche dürfen Gebäude 

mit maximal 2 Vollgeschossen errichtet werden. 

Abweichung 

Das städtebauliche Konzept sieht für die freistehen-

den Einfamilienhäuser und Doppelhäuser zwei Nor-

malgeschosse plus Staffelgeschoss vor. Durch die 3-

Geschossigkeit soll die Gebäudegrundfläche und da-

mit die Grundstücksversiegelung reduziert werden.  
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Der Bebauungsplan setzt auf der Grundlage des 

städtebaulichen Konzeptes 3 Vollgeschosse fest, wo-

bei das oberste Vollgeschoss als Staffelgeschoss oder 

Dachgeschoss mit geneigten Dachflächen auszufüh-

ren ist.  

 

Auf der frei vermarktbaren Fläche dürfen maximal 

20 Baukörper mit insgesamt höchstens 25 Wohnein-

heiten errichtet werden. 

Minimale Abweichung WE-Zahl 
Das städtebauliche Konzept sieht 12 Einfamilien- 

und 7 Doppelhäuser vor. Daraus ergibt sich eine Ge-

samtzahl von 19 Baukörpern und 26 Wohneinheiten. 

Im Bebauungsplan kann die Maximalanzahl an Bau-

körpern und Wohneinheiten in einem Wohngebiet 

nicht direkt festgesetzt werden. Dies muss über den 

städtebaulichen Vertrag zum B-Plan geregelt wer-

den.  

  

Erschließung  

Die äußere Anbindung des Wohngebietes an den 

Verkehrsknoten der B 158 und die innere verkehrs-

technische Erschließung der Bauparzellen im Wohn-

gebiet ist durch den Erwerber herzustellen. Das bein-

haltet die Errichtung einer Erschließungsstraße zum 

Wohngebiet, die medien- und verkehrstechnische 

Erschließung im Wohngebiet und den Ausbau des 

Knotens mit Sicherung durch eine Lichtsignalanlage. 

In Vorbereitung des Knotenausbaus ist eine ver-

kehrstechnische Untersuchung durchzuführen. 

Sämtliche Straßenplanungen sind mit der Stadt abzu-

stimmen. Die Stadt schließt mit dem Investor einen 

Erschließungsvertrag ab und übernimmt nach Bau-

abnahme die Straßen in ihre Baulast. Eine Kostenbe-

teiligung durch die Stadt erfolgt nicht. 

Keine Abweichung 

Für die Anbindung des Wohngebietes an den Ver-

kehrsknoten der B 158 wurden die kommunalen 

Flurstücke 107, 108, 112, 623 und 625 in den Gel-

tungsbereich des B-Plans einbezogen und als Ver-

kehrsfläche festgesetzt. 

Im weiteren Bebauungsplanverfahren erfolgt die Er-

arbeitung einer verkehrstechnischen Untersuchung 

(VTU), die die verkehrlichen Anforderungen für den 

Knotenausbau bzw. die Lichtsignalanlage ermittelt 

und die Grundlage für die konkrete Straßenplanung 

bildet. Die Ergebnisse der VTU und der Straßenpla-

nung werden mit der Stadt abgestimmt und in den 

Bebauungsplan-Entwurf übernommen. 

 

 

 

 


